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Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit u,nd Sozial- 
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Entwurf eines Gesetzes 
zum Übereinkommen Nr. 111 

der Internationalen Arbeitsorganisation vom 25. Juni 1958 
über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Genf am 25. Juni 1958 von der Allgemei- 
nen Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion angenommenen Übereinkommen über die Dis- 
kriminierung in Beschäftigung und Beruf wird zuge- 
stimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen gemäß 
seinem Artikel 8 Abs. 3 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Das Übereinkommen Nr. 111 der Internationalen 
Arbeitsorganisation über die Diskriminierung in 
Beschäftigung und Beruf wurde auf der 42. Tagung 
der Internationalen Arbeitskonferenz am 25. Juni 
1958 angenommen. Es bezweckt, die Gleichheit der 
Gelegenheiten und der Behandlung in Beschäftigung 
und Beruf zu fördern, um jegliche Diskriminierung 
auf diesem Gebiet auszuschalten. Als Merkmale, die 
nicht zum Anlaß einer Unterscheidung, Ausschlie- 
ßung oder Bevorzugung genommen werden dürfen, 
wenn sie dazu führen, die Gleichheit der Gelegen- 
heit oder der Behandlung in Beschäftigung und Beruf 
aufzuheben oder zu beeinträchtigen, werden in dem 
Übereinkommen aufgeführt 

Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Glaubensbekenntnis, 
politische Meinung, nationale Abstammung und 
soziale Herkunft. 

Die Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
organisation können den Katalog nach Anhören der 
maßgebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände erweitern. 

Unter „nationaler Abstammung“ im Sinne des Über- 
einkommens ist die Volkszugehörigkeit, nicht die 
Staatsangehörigkeit zu verstehen. Das ergibt sich 
aus der Entstehungsgeschichte, aus dem englischen 


Wortlaut des Übereinkommens sowie aus dem Be- 
richt des zuständigen Ausschusses der 42. Internatio- 
nalen Arbeitskonferenz. Unterscheidungen, die auf 
der Staatsangehörigkeit beruhen, werden daher 
durch das Übereinkommen nicht berührt. 

Eine Diskriminierung liegt nach dem Übereinkom- 
men nicht vor, wenn die Unterscheidung, Ausschlie- 
ßung oder Bevorzugung auf den mit einer bestimm- 
ten Beschäftigung verbundenen Erfordernissen be- 
ruht (Artikel 1 Abs. 2). Hierbei isL an bestimmte 
Beschäftigungen z. B. in Einrichtungen konfessionel- 
ler oder politischer Art gedacht, also z. B. in soge- 
nannten Tendenzbetrieben im Sinne des deutschen 
Arbeitsrechtes. Nach Artikel 4 sind Maßnahmen, die 
im Interesse der Staatssicherheit ergriffen werden, 
unter gewissen einschränkenden Voraussetzungen 
nicht als Diskriminierung im Sinne des Überein- 
kommens anzusehen. Schließlich wird zum Begriff 
der Diskriminierung in Artikel 5 klargestellt, daß 
besondere Schutz- und Hilfsmaßnahmen, wie sie 
durch Übereinkommen und Empfehlungen der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation vorgesehen sind, 
nicht als Diskriminierung gelten. Das Übereinkom- 
men erstreckt sich ganz allgemein auf die Diskrimi- 
nierung in Beschäftigung und Beruf, betrifft also 
nicht nur z. B. die Arbeitnehmer, sondern auch die 
selbständig Tätigen. 
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Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion, für das das Übereinkommen in Kraft ist, ver- 
pflichtet sich, eine innerstaatliche Politik festzulegen 
und zu verfolgen, die darauf hinzielt, die Gleichheit 
der Gelegenheiten und der Behandlung in bezug auf 
Beschäftigung und Beruf zu fördern, um jegliche Dis- 
kriminierung auf diesem Gebiet auszuschalten (Arti- 
kel 2). Insbesondere verpflichtet sich jedes Mitglied, 
für das das Übereinkommen in Kraft ist, Gesetze zu 
erlassen, die geeignet erscheinen, die Annahme und 
Befolgung dieser Politik zu sichern, und alle gesetz- 
lichen Bestimmungen aufzuheben sowie alle Ver- 
waltungsvorschriften oder -gepflogenheiten abzu- 
ändern, die mit dieser Politik nicht in Einklang 
stehen (Artikel 3). 

In der Bundesrepublik ist das Verbot der Diskrimi- 
nierung durch die Bestimmungen in Artikel 3 des 
Grundgesetzes zu einem Grundsatz der Verfassung 
erhoben worden, der auch die selbständig Tätigen 
einschließt. Die Merkmale, wegen derer eine unter- 
schiedliche Behandlung untersagt ist, stimmen in 
Artikel 3 des Grundgesetzes und dem Übereinkom- 
men inhaltlich überein. Nach § 51 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes vom 11. Oktober 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 681) haben Arbeitgeber und Betriebsrat 
insbesondere darüber zu wachen, daß jede unter- 
schiedliche Behandlung von im Betrieb tätigen Per- 
sonen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationa- 
lität, Herkunft, politischen oder gewerkschaftlichen 
Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Ge- 
schlechtes unterbleibt. Für die Verwaltungen des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemeinde- 
verbände und der sonstigen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes sowie 
für Gerichte des Bundes und der Länder enthalten 
die §§ 56 und 91 des Personalveitretungsgesetzes 
vom 5. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 477) ent- 
sprechende Bestimmungen und Rahmenvorschriften 
für die Gesetzgebung der Länder. Darüber hinaus 
bestimmt § 8 des Bundesbeamtengesetzes vom 
18. September 1957 (Bundesgesetzbl I S. 1337), daß 
die Auslese der Bewerber ohne Rücksicht auf Ge- 
schlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, religiöse 
oder politische Anschauungen, Herkunft oder Bezie- 
hungen vorzunehmen ist. 


Bei dieser Sachlage bestehen keine Bedenken, das 
Übereinkommen zu ratifizieren. Darüber hinaus liegt 
die Ratifikation des Übereinkommens in der Linie 
der von der Bundesrepublik verfolgten Politik der 
Nichtdiskriminierung aus rassischen, religiösen und 
ähnlichen Gründen. Schließlich ist es aus politischen 
Gründen im Interesse des Ansehens der Bundes- 
republik in der Weltöffentlichkeit erwünscht, daß 
sich die Bundesrepublik in der Frage des Verbotes 
der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf ein- 
deutig zu den im Übereinkommen niedergelegten 
Grundsätzen bekennt. 


II. Begründung zum Zustimmungsgesetz 

Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist gemäß Arti- 
kel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes erforderlich, weil 
sich das Übereinkommen auf Gegenstände der Bun- 
desgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Übereinkommen soll auch auf das Land Berlin 
erstreckt werden. Die Berlin-Klausel entspricht der 
üblichen Fassung. 

Zu Artikel 3 Abs. 1 

Diese Vorschrift bestimmt, in wel chem Zeitpunkt 
das Zustimmungsgesetz in Kraft tritt. Sie entspricht 
dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. 

Zu Artikel 3 Abs. 2 

Das Übereinkommen tritt nach seinem Artikel 8 
Abs. 3 für die Bundesrepublik Deutschland zwölf 
Monate nach der Eintragung seiner Ratifikation 
durch den Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes in Kraft. Dieser Zeitpunkt ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 
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Übereinkommen 1 1 1 


Übereinkommen 

über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 


Convention 1 1 1 


Convention 

concerning Discrimination in Respect of Employment and Occupation 

Convention 111 

Convention 

concernant la discrimination en matiere d'emploi et de profession 


The General Conference of the In- 
ternational Labour Organisation, 
Having been convened at Geneva 
by the Governing Body of the 
International Labour Office, and 
having met in its Forty-second 
Session on 4 June 1958,- and 
Having decided upon the adoption 
of certain proposals with regard 
to discrimination in the field of 
employment and occupation, 
which is the fourth item on the 
agenda of the session, and 
Having determined that these pro- 
posals shall take the form of an 
international Convention, and 
Considering that the Declaration of 
Philadelphia affirms that all hu- 
man beings, irrespective of race, 
creed or sex, have the right to 
pursue both their material well- 
being and their spiritual develop- 
ment in conditions of freedom and 
dignity, of economic security and 
cqual opportunity, and 

Considering further that discrimi- 
nation constitutes a violation of 
rights enunciated by the Univer- 
sal Declaration of Human Rights, 

adopts this twenty-fifth day of June 
of the year one thousand nine 
hundred and fifty-eight the following 
Convention, which may be cited as 
the Discrimination (Employment and 
Occupation) Convention, 1958: 

Arti cle 1 

1. For the purpose of this Conven- 
tion the term "discrimination" in- 
cludes — - 

(a) any distinction, exclusion or 
preference made on the basis 
of race, colour, sex, religion, 
political opinion, national ex- 
traction or social origin, which 
has the effect of nullifying or 
impairing equality of oppor- 


La Conference generale de l'Organi- 
sation internationale du Travail, 

Convoquee ä Geneve par le Conseil 
d'administration du Bureau inter- 
national du Travail, et s'y etant 
reunic le 4 juin 1958, en sa qua- 
rante-dcuxieme session; 

Apres avoir decide d'adopter diver- 
ses propositions relatives ä la dis- 
crimination en matiere d'emploi 
et de profession, question qui 
constitue le quatrieme point ä 
l'ordre du jour de la session; 

Apres avoir decide que ces proposi- 
tions prendraient la forme dune 
Convention internationale,* 

Considerant que la Declaration de 
Philadelphie affirme que tous les 
etres humains, quels que soient 
leur race, leur croyance ou leur 
sexe, ont le droit de poursuivre 
leur progres materiel et leur de- 
veloppement spirituel dans la li- 
berte et la dignite, dans la secu- 
rite economique et avec des chan- 
ces egales; 

Considerant en outre que la discri- 
mination constitue une violation 
de droits enonces dans la Decla- 
ration universelle des droits de 
l'homme, 

adopte, ce vingt-cinquieme jour de 
juin mil neuf cent cinquante-huit, la 
Convention ci-apres, qui sera denom- 
mee Convention concernant la discri- 
mination (emploi et profession), 1958. 

Article 1 

1. Aux fins de la presente Conven- 
tion, le terme «discrimination» com- 
prend: 

a) toute distinction, exclusion ou 
preference fondee sur la race, 
la couleur, le sexe, la religion, 
l'opinion politique, l'ascendan- 
ce nationale ou l’origine so- 
ciale, qui a pour effet de de- 
truire ou d'alterer l'egalite de 


(Übersetzung) 

Die Allgemeine Konferenz der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes nach Genf 
einberufen wurde und am 4. Juni 
1958 zu ihrer zweiundvierzigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 
hat beschlossen, verschiedene An- 
träge anzunehmen betreffend die 
Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf, eine Frage, die den 
vierten Gegenstand ihrer Tages- 
ordnung bildet, und 
dabei bestimmt, daß diese Anträge 
die Form eines internationalen 
Übereinkommens erhalten sollen. 

ln der Erwägung, daß die Erklärung 
von Philadelphia bestätigt, daß 
alle Menschen, ungeachtet ihrer 
Rasse, ihres Glaubens und ihres 
Geschlechts, das Recht haben, ma- 
teriellen Wohlstand und geistige 
Entwicklung in Freiheit und 
Würde, in wirtschaftlicher Sicher- 
heit und unter gleich günstigen 
Bedingungen zu erstreben, 
daß ferner Diskriminierung eine 
Verletzung von Rechten bedeutet, 
die in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte nicdergelegt 
sind, 

nimmt die Konferenz heute, am 25. Juni 
1958, das folgende Übereinkommen 
an, das als Übereinkommen über die 
Diskriminierung (Beschäftigung und 
Beruf), 1958, bezeichnet wird. 


Artikel 1 

1. Im Sinne dieses Übereinkommens 
gilt als „Diskriminierung" 

a) jede Unterscheidung, Aus- 
schließung oder Bevorzugung, 
die auf Grund der Rasse, der 
Hautfarbe, des Geschlechts, 
des Glaubensbekenntnisses, 
der politischen Meinung, der 
nationalen Abstammung oder 
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tunity or treatment in em- 
ployment or occupation; 


(b) such other distinction, exclu- 
sion or preference which has 
the effect of nullifying or im- 
pairing equality of opportun- 
ity or treatment in employ- 
ment or occupation as may 
be determined by the Member 
concerned after consultation 
witli representative em- 
ployers' and workers’ organi- 
sations, where such exist, and 
with other appropriate bodies. 


2. Any distinction, cxclusion or pref- 
erence in respcct of a particuiar job 
based on the inherent requirements 
thereof shall not be deemed to be 
discrimination. 

3. For the purpose of this Conven- 
tion the terms "employment" and "oc- 
cupation 1 ' include access to vocational 
training, access to employment and to 
particuiar occupations, and terms and 
conditions of employment. 

Article 2 

Each Member for which this Con- 
vention is in force undcrtakes to de- 
clare and pursue a national policy 
designed to promote, by methods ap- 
propriate to national conditions and 
practice, equality of opportunity and 
treatment in respect of employment 
and occupation, with a view to elimi- 
nating any discrimination in respect 
thereof. 


Article 3 

Each Member for which this Con- 
vention is in force undertakes, by 
methods appropriate to national con- 
ditions and practice — 

(a) to seek the co-operation of em- 
ploycrs’ and workers' Organi- 
sation and other appropriate 
bodies in promoting the accept- 
ance and observance of this 
policy; 

(b) to enact such legislation and to 
promote such educational pro- 
grammes as may be calculated 
to secure the acceptance and 
observance of the policy; 

(c) to repeal any statutory provi- 
sions and modify any adminis- 
trative instructions or practices 
which are inconsistent with the 
policy; 


chances ou de traitement en 
matiere d'emploi ou de pro- 
fession; 


b) toute autre distinction, exclu- 
sion ou preference ayant pour 
effet de detruire ou dalterer 
l'egalite de chances ou de 
traitement en matiere d'em- 
ploi ou de profession, qui 
pourra etre specifiee par le 
Mcmbre Interesse apres con- 
sultation des organisations re- 
präsentatives d’employeurs et 
de travailleurs, s'il en existe, 
et d'autres organismes appro- 
pries. 


2. Les distinctions, exclusions ou 
preferences fondees sur les qualifica- 
tions exigees pour un cmploi deter- 
mine ne sont pas considerees comme 
des diseriminations. 


3. Aux fins de la presente Conven- 
tion, les mots « emploi » et «profes- 
sion» recouvrent Faeces a la forma- 
tion professionnelle, Faeces a Femploi 
et aux differentes professions, ainsi 
que les conditions d'emploi. 

Artic le 2 

Tout Membre pour lequel la presen- 
te Convention est cn vigueur s'engage 
a formuler et ä appliquer une politi- 
que nationale visant a promouvoir, par 
des methodes adaptees aux circon- 
stances et aux usages nationaux, bega- 
bte de chances et de traitement en 
matiere d'emploi et de profession, afin 
d'eliminer toute discrimination en cet- 
te matiere. 


Article 3 

Tout Membre pour lequel la pre- 
sente convention est en vigueur doit, 
par des methodes adaptees aux cir- 
constances et aux usages nationaux: 

a) s’efforcer d obtenir la collabora- 
tion des organisations d'emplo- 
yeurs et de travailleurs et d'au- 
tres organismes appropries pour 
favoriser l'acceptation et l'appli- 
cation de cette politique; 

b) promulguer des lois et encourager 
des programmes d'education pro- 
pres a assurer cette acceptation 
et cette application; 

c) abroger toute disposition legisla- 
tive et modifier toute disposition 
ou pratique administratives qui 
sont incompatibles avec ladite 
politique; 


der sozialen Herkunft vorge- 
nommen wird und die dazu 
führt, die Gleichheit der Ge- 
legenheiten oder der Behand- 
lung in Beschäftigung oder 
Beruf aufzuheben oder zu be- 
einträchtigen; 

b) jede andere Unterscheidung, 
Ausschließung oder Bevorzu- 
gung, die dazu führt, die 
Gleichheit der Gelegenheiten 
oder der Behandlung in Be- 
sänftigung oder Beruf aufzu- 
heben oder zu beeinträchtigen, 
und die von dem betreffenden 
Mitglied nach Anhörung der 
maßgebenden Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände, soweit 
solche bestehen, und anderer 
geeigneter Stellen bestimmt 
wird. 

2. Eine Unterscheidung, Ausschlie- 
ßung oder Bevorzugung hinsichtlich 
einer bestimmten Beschäftigung, die in 
den Erfordernissen dieser Beschäfti- 
gung begründet ist, gilt nicht als Dis- 
kriminierung. 

3. Die Ausdrücke „Beschäftigung" 
und „Beruf" im Sinne dieses Über- 
einkommens umfassen die Zulassung 
zur Berufsausbildung, zur Beschäfti- 
gung und zu den einzelnen Berufen 
sowie die Beschäftigungsbedingungen. 

Artikel 2 

Jedes Mitglied, für das dieses Über- 
einkommen in Kraft ist, verpflichtet 
sich, eine innerstaatliche Politik fest- 
zulegen und zu verfolgen, die darauf 
abzielt, mit Methoden, die den inner- 
staatlichen Verhältnissen und Ge- 
pflogenheiten angepaßt sind, die 
Gleichheit der Gelegenheiten und der 
Behandlung in bezug auf Beschäfti- 
gung und Beruf zu fördern, um jegliche 
Diskriminierung auf diesem Gebiet 
auszuschalten. 

Artikel 3 

Jedes Mitglied, für das dieses 
Übereinkommen in Kraft ist, verpflich- 
tet sich, mit Methoden, die den inner- 
staatlichen Verhältnissen und Ge- 
pflogenheiten angepaßt sind, 

a) die Zusammenarbeit mit den Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bänden und anderen geeigneten 
Stellen anzustreben, um die An- 
nahme und Befolgung dieser Po- 
litik zu fördern; 

b) Gesetze zu erlassen und Erzie- 
hungsprogramme zu unterstützen, 
die geeignet erscheinen, die An- 
nahme und Befolgung dieser Po- 
litik zu sichern; 

c) alle gesetzlichen Bestimmungen 
aufzuheben und alle Verwal- 
tungsvorschriften oder -gepflo- 
genheiten abzuändern, die mit 
dieser Politik nicht in Einklang 
stehen; 
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(d) to pursue the policy in respect 
of employment under the direct 
control of a national authority; 

(e) to ensure observance of the 
policy in the activities of vo- 
cational guidance, vocational 
training and placement Services 
nnder the direction of a na- 
tional authority; 

(f) to indicate in its annual reports 
on the application of the Con- 
vention the action takcn in pur- 
suance of the policy and the 
results secured by such action. 


Article 4 

Any measures affecting an individ- 
ual who is justifiably suspected of, or 
engaged in, activities prejudicial to 
the security of the State shall not be 
deemed to be discrimination, provided 
that the individual concerned shall 
have the right to appeal to a com- 
petent body established in accordance 
with national practice. 


Article 5 

1. Special measures of protection or 
assistance provided for in other Con- 
ventions or Recommendations adopted 
by the International Labour Con- 
ference shall not be deemed to be 
discrimination. 

2. Any Member may, after consul- 
tation with representative employers' 
and workers' organisations, where 
such exist, determine that other special 
measures designed to meet the par- 
ticular requirements of persons who, 
for reasons such as sex, age, disable- 
ment, family responsibilities or social 
or cultural Status, are generally rec- 
ognised to require special protection 
or assistance, shall not be deemed to 
be discrimination. 


Article 6 

Each Member which ratifies this 
Convention undertakes to apply it to 
non-metropolitan territories in accord- 
ance with the provisions of the Con- 
stitution of the International Labour 
Organisation. 


Article 7 

The formal ratifications of this Con- 
vention shall be communicated to the 
Director-General of the International 
Labour Office for registration. 


d) suivre ladite politique en ce qui 
concerne les emplois soumis au 
contröle direct d’une autorite na- 
tionale; 

e) assurer l'application de ladite po- 
litique dans les activites des Ser- 
vices d'orientation profession- 
nelle, de formation profession- 
nelle et de placement soumis au 
contröle d’une autorite nationale; 

f) indiquer, dans ses rapports an- 
nuels sur l'application de la Con- 
vention, les mesures prises con- 
formement a cette politique et les 
resultats obtenus. 


Article 4 

Ne sont pas considerees comme des 
discriminations toutes mesures affec- 
tant une personne qui fait individuel- 
lement l'objet d'une suspicion legiti- 
me de se livrer a une activite preju- 
diciable ä la securite de l'Etat ou dont 
il est etabli qu'elle se livre en fait a 
cette activite, pour autant que ladite 
personne ait le droit de recourir a une 
instance competente etablie suivant la 
pratique nationale. 


Article 5 

1. Les mesures speciales de protec- 
tion ou d'assistance prevues dans d'au- 
tres conventions ou recommandations 
adoptees par la Conference internatio- 
nale du Travail ne sont pas conside- 
rees comme des discriminations. 

2. Tout Meinbrc peut, apres consul- 
tation, la oü eiles existent, des organi- 
sations repräsentatives d'employeurs 
et de travailleurs, definir comme non 
discriminatoircs toutes autres mesures 
speciales destmees a tenir compte des 
besoins particuliers de personnes ä 
l'egard desquelles une protection ou 
une assistance speciale est, d'une fa- 
eon generale, reconnue neccssaire pour 
des raisons telles que le sexe, Lage, 
l’invalidite, les charges de famille ou 
le niveau social ou culturel. 


Article 6 

Tout Membre qui ratifie la presente 
convention s’engage ä l'appliquer aux 
territoires non metropolitains, confor- 
meinent aux dispositions de la Consti- 
tution de LOrganisation internationale 
du Travail. 


Article 7 

Les ratifications formelles de la pre- 
sente convention seront communiquees 
au Directeur general du Bureau inter- 
national du Travail et par lui enregis- 
trees. 


d) diese Politik in bezug auf die 
Beschäftigungen zu befolgen, die 
der unmittelbaren Aufsicht einer 
staatlichen Behörde unterstehen; 
c) für die Befolgung dieser Politik 
in bezug auf die Tätigkeit der 
Stellen und Einrichtungen der 
Berufsberatung, BerufsausßJdung 
und Arbeitsvermittlung zu sorgen, 
die der Aufsicht einer staatlichen 
Behörde unterstehen; 
f) in seinen Jahresberichten über 
die Durchführung des Überein- 
kommens die gemäß dieser Po- 
litik getroffenen Maßnahmen 
und die erzielten Ergebnisse be- 
kanntzugeben. 

Artikel 4 

Maßnahmen gegen eine Person, die 
in berechtigtem Verdacht einer gegen 
die Sicherheit des Staates gerichteten 
Betätigung steht oder die sich tat- 
sächlich in solcher Weise betätigt, gel- 
ten nicht als Diskriminierung, voraus- 
gesetzt, daß der betreffenden Person 
das Recht der Berufung an eine nach 
landesüblicher Weise errichtete zu- 
ständige Imtanz offensteht. 


Artikel 5 

1. Die besonderen Schutz- oder Hilfs- 
maßnahmen, die in anderen Über- 
einkommen oder Empfehlungen der 
Internationalen Arbeitskonferenz vor- 
gesehen werden, gelten nicht als Dis- 
kriminierung. 

2. Jedes Mitglied kann nach Anhö- 
rung der maßgebenden Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände, soweit 
solche bestehen, erklären, daß auch 
andere Sondermaßnahmen nicht als 
Diskriminierung gelten sollen, sofern 
diese auf die Berücksichtigung der be- 
sonderen Bedürfnisse von Personen 
abzielen, die aus Gründen des Ge- 
schlechts, des Alters, der Behinderung, 
der Familienpflich len oder der sozialen 
oder kulturellen Stellung anerkannter- 
maßen besonders schütz- oder hilfs- 
bedürftig sind. 


Artikel 6 

Jedes Mitglied, daß dieses Überein- 
kommen ratifiziert, verpflichtet sich, cs 
nach den Bestimmungen der Verfas- 
sung der Internationalen Arbeits- 
organisation auf die außerhalb des 
Mutterlandes gelegenen Gebiete an- 
zuwenden. 


Artikel 7 

Die förmlichen Ratifikationen dieses 
Übereinkommens sind dem General- 
direktor des Internationalen Arbeits- 
amtes zur Eintragung mitzuteilen. 
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Article 8 

1. This Convention shall be binding 
only upon those Members of the In- 
ternational Labour Organisation whose 
ratifications have beeil registered 
with the Director-General. 

2. It shall corae into force twelve 
months after the date on which the 
ratifications of two Members have 
been registered with the Director- 
General. 

3. Thereafter, this Convention shall 
come into force for any Member 
twelve months after the date on which 
its ratification has been registered. 

Article 9 

1. A Member which has ratified this 
Convention may denounce it after the 
expiration of ten years from the date 
on which the Convention first comes 
into force, by an act communicated to 
the Director-General of the Inter- 
national Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not take effect 
until one year after the date on which 
it is registered. 

2. Each Member which has ratified 
this Convention and which does not, 
within the year following the expira- 
tion of the period of ten years men- 
tioned in the preceding paragraph, 
exercise the right of denunciation 
provided for in this Article, will be 
bound for another period of ten years 
and, thereafter, may denounce this 
Convention at the expiration of each 
period of ten years under the terms 
provided for in this Article. 


Article 10 

1. The Director-General of the In- 
ternational Labour Office shall notify 
all Members of the International La- 
bour Organisation of the registration 
of all ratifications and denunciations 
communicated to him by the Members 
of the Organisation. 

2. When notifying the Members of 
the Organisation of the registration 
of the second ratification communi- 
cated to him, the Director-General 
shall draw the attention of the Mem- 
bers of the Organisation to the date 
upon which the Convention will come 
into force. 

Article 11 

The Director-General of the Inter- 
national Labour Office shall com- 
municate to the Secretary-General of 
the United Nations for registration in 
accordance with Article 102 of the 
Charter of the United Nations full 
particulars of all ratifications and acts 
of denunciation registered by him in 
accordance with the provisions of the 
preceding Articles. 


Article 8 

1. La presente Convention ne liera 
que les Membres de l'Organisation in- 
ternationale du Travail dont la ratifi- 
cation aura ete enregistree par le Di- 
recteur general. 

2. Elle entrera en vigueur douze 
mois apres que les ratifications de 
deux Membres auront ete enregistrees 
par le Directeur general. 

3. Par la suite, cetle convention en- 
trera en vigueur pour chaque Membre 
douze mois apres la date oü sa rati- 
iication aura ete enregistree. 

Article 9 

1. Tout Membre ayant ratifie la pre- 
sente convention peut la denoncer ä 
l’expiration d'une periode de dix an- 
nees apres la date de la mise en vi- 
gueur initiale de la convention, par 
un acte communique au Directeur ge- 
neral du Bureau international du Tra- 
vail et par lui enregistre. La denoncia- 
tion ne prendra effet qu’une annee 
apres avoir ete enregistree. 

2. Tout Membre ayant ratifie la pre- 
sente convention qui, dans le delai 
d’une annee apres Lexpiration de la 
periode de dix annees mentionnee au 
paragraphe precedent, ne fera pas 
usage de la faculte de denonciation 
prevue par le present article sera lie 
pour une nouvelle periode de dix an- 
nees et, par la suite, pourra denoncer 
la presente convention ä l’expiration 
de chaque periode de dix annees dans 
les conditions prevues au present ar- 
ticle. 


Article 10 

1. Le Directeur general du Bureau 
international du Travail notifiera ä 
tous les Membres de l'Organisation in- 
ternationale du Travail l'enregistre- 
ment de toutes les ratifications et de- 
nonciations qui lui seront communi- 
quees par les Membres de l'Organisa- 
tion. 

2. En notifiant aux Membres de l'Or- 
ganisation l’enregistrement de la deu- 
xieme ratification qui lui aura ete com- 
muniquee, le Directeur general appel- 
lera l'attention des Membres de l'Or- 
ganisation sur la date ä laquelle la 
presente convention entrera en vi- 
gueur. 


Article 11 

Le Directeur general du Bureau in- 
ternational du Travail communiquera 
au Secretaire general des Nations 
Unies, aux fins d'enregistrement, con- 
formement ä l'article 102 de la Charte 
des Nations Unies, des renseignements 
complets au sujet de toutes ratifica- 
tions et de tous actes de denonciation 
qu'il aura enregistres conformement 
aux articles precedents. 


Artikel 8 

1. Dieses Übereinkommen bindet 
nur diejenigen Mitglieder der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation, deren 
Ratifikation durch den Generaldirektor 
eingetragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, 
nachdem die Ratifikationen zweier Mit- 
glieder durch den Generaldirektor 
eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Über- 
einkommen für jedes Mitglied zwölf 
Monate nach der Eintragung seiner 
Ratifikation in Kraft. 

Artikel 9 

1. Jedes Mitglied, das dieses Über- 
einkommen ratifiziert hat, kann es 
nach Ablauf von zehn Jahren, gerech- 
net von dem Tag, an dem es zum 
erstenmal in Kraft getreten ist, durch 
Anzeige an den Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes kündi- 
gen. Die Kündigung wird von diesem 
eingetragen. Ihre Wirkung tritt erst 
ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Über- 
einkommen ratifiziert hat und inner- 
halb eines Jahres nach Ablauf des im 
vorigen Absatz genannten Zeitraums 
von zehn Jahren von dem in diesem 
Artikel vorgesehenen Kündigungs- 
recht keinen Gebrauch macht, bleibt 
für einen weiteren Zeitraum von zehn 
Jahren gebunden. In der Folge kann 
es dieses Übereinkommen jeweils nach 
Ablauf eines Zeitraums von zehn Jah- 
ren nach Maßgabe dieses Artikels 
kündigen. 

Artikel 10 

1. Der Generaldirektor des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes gibt allen 
Mitgliedern der Internationalen Ar- 
beitsorganisation Kenntnis von der 
Eintragung aller Ratifikationen und 
Kündigungen, die ihm von den Mit- 
gliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mit- 
glieder der Organisation, wenn er 
ihnen von der Eintragung der zweiten 
Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt auf- 
merksam machen, in dem dieses Über- 
einkommen in Kraft tritt. 


Artikel 11 

Der Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes übermittelt dem 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen zwecks Eintragung nach Artikel 
102 der Charta der Vereinten Natio- 
nen vollständige Auskünfte über alle 
von ihm nach Maßgabe der voraus- 
gehenden Artikel eingetragenen Ra- 
tifikationen und Kündigungen. 
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Ar ti c 1 e 12 

At such times as it may consider 
necessary the Governing Body of the 
International Labour Office shall 
present to the General Conference a 
report on the working of this Con- 
vention and shall examine the desir- 
ability of placing on the agenda of 
the Conference the question of its 
revision in whole or in part. 


Ar ti c 1 e 13 

1. Should the Conference adopt a 
new Convention revising this Con- 
vention in whole or in part, then, 
unless the new Convention otherwise 
provides — 

(a) the ratification by a Member 
of the new revising Conven- 
tion shall ipso jure involve 
the immediate denunciation 
of this Convention, notwith- 
standing the provisions of Ar- 
fiele 9 above, if and when 
the new revising Convention 
shall have come into force; 

(b) as from the date when the 
new revising Convention 
comes into force this Con- 
vention shall cease to be 
open to ratification by the 
Members. 

2. This Convention shall in any 
case remain in force in its actual form 
and content for those Members which 
have ratified it but have not ratified 
the revising Convention. 


Article 14 

The English and French versions of 
the text of this Convention are equally 
authoritative. 


Article 12 

Chaque fois qu'il le jugera neces- 
saire, le Conseil d'administration du 
Bureau international du Travail pre- 
sentera ä la Conference generale un 
rapport sur l'application de la presen- 
te convention et examinera s'il y a 
lieu d'inscrire a l'ordre du jour de la 
Conference la question de sa revision 
totale ou partielle. 


Article 13 

1. Au cas oü la Conference adopte- 
rait une nouvelle convention portant 
revision totale ou partielle de la pre- 
sente convention, et ä moins que la 
nouvelle convention ne dispose autre- 
ment: 

a) la ratification par un Membre 
de la nouvelle convention por- 
tant revision entrainerait de 
plein droit, nonobstant l'ar- 
ticle 9 ci-dessus, denonciation 
immediate de la presente con- 
vention, sous reserve que la 
nouvelle convention portant 
revision soit entree en vi- 
gueur; 

b) ä partir de la date de l'entree 
en vigueur de la nouvelle con- 
vention portant revision, la 
presente convention cesserait 
d’etre ouverte ä la ratification 
des Membres. 

2. La presente convention demeure- 
rait en tout cas en vigueur dans sa 
forme et teneur pour les Membres qui 
l'auraient ratifiee et qui ne ratifie- 
raient pas la convention portant re- 
vision. 

Article 14 

Les versions frangaise et anglaise du 
texte de la presente convention font 
egaleinent foi. 


Artikel 12 

Der Verwaltungsrat des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes hat, sooft er es 
für nötig erachtet, der Allgemeinen 
Konferenz einen Bericht über die 
Durchführung dieses Übereinkom- 
mens zu erstatten und zu prüfen, ob 
die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tages- 
ordnung der Konferenz gesetzt wer- 
den soll. 

Artikel 13 

1. Nimmt die Konferenz ein neues 
Übereinkommen an, welches das vor- 
liegende Übereinkommen ganz oder 
teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so 
gelten folgende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neu- 
gefaßten Übereinkommens 
durch ein Mitglied schließt 
ohne weiteres die sofortige 
Kündigung des vorliegenden 
Übereinkommens in sich ohne 
Rücksicht auf Artikel 9, vor- 
ausgesetzt, daß das neugefaßte 
Übereinkommen in Kraft ge- 
treten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des neugefaßten Über- 
einkommens an kann das vor- 
liegende Übereinkommen von 
den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende 
Übereinkommen nach Form und Inhalt 
jedenfalls in Kraft für die Mitglieder, 
die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 14 

Der französische und der englische 
Wortlaut dieses Übereinkommens sind 
in gleicher Weise maßgebend. 


8 


G Bo 12 289 3.60 



